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Gewerkschaften '92 und die Renaissance der 
sozialen Frage 

Überlegungen• 

Wenn derzeit überhaupt von einer "neuen Qualität" gesprochen werden 
darf, so kann sich diese allein auf den politischen, wirtschaftlichen und so­
zialen Kontext beziehen, in dem die Akteure ihre Positionen und Strate­
gien definierten. Die Tarifrunde '92 war die erste große soziale Auseinan­
dersetzung im "neuen Deutschland". Sie stand im Zeichen nicht nur der 
ungleichen Entwicklung im Westen und im Osten des Landes, sondern 
auch der Politik des Anschlusses, deren primitive marktradikale Prämissen 
und Versprechungen zunehmend widerlegt und unglaubwürdig geworden 
sind. Sie stand aber auch im Zeichen jener über Deutschland in den euro­
päischen und weltpolitischen Zusammenhang übergreifenden Struktur­
wandlungen von wirtschaftlichen und politischen Ordnungen. 

Tarifrunde '92 - Brisanz der Verteilungsfrage 

Schon bei oberflächlicher Betrachtung der Tarilbewegung '92 in Deutsch­
land fallen einige besondere Merkmale auf: 
- Nach der Anzahl der Streiks und der ausgefallenen Arbeitstage wird das
Jahr 1992 zu den streikintensivsten in der Geschichte der BRD seit 1949
gehören.
- Es waren nicht allein die großen Gewerkschaften - und hier in erster Li­
nie die Gewerkschaft ÖTV -, die das Profil der Auseinandersetzung be­
stimmten. Zahlreiche der sog. kleinen Gewerkschaften - und zwar nicht
nur die traditionell konfliktfreudige IG Medien, sondern auch z.B. die Ge­
werkschaft Holz und Kunststoff (GHK) sowie die Gewerkschaft Nahrung,
Genuß, Gaststätten (NGG) - traten in Streiks, um Lohnerhöhungen (z.T.
weit über der 5,4-%-Grenze) durchzusetzen. Dazu kam, daß die Gewerk­
schaft HBV zum ersten Mal in ihrer Geschichte (zusammen mit der DAG)
ihre Mitglieder bei den Banken zu breiteren Arbeitskampfaktionen zu mo­
bilisieren vermochte.
- Die IG Metall, die traditionell die Rolle einer "Lokomotive" einer aktiven
Tarifpolitik beansprucht, geriet diesmal eher an den Rand des Geschehens.
Sie überließ nicht allein der Gewerkschaft ÖTV die "Tarifführerschaft" und
profitierte damit von der "Eisbrecher"-Funktion der Streiks im öffentlichen
Dienst. Sie akzeptierte auch ein Verhandlungsergebnis, das zumindest für

Auszüge aus einem längeren Manuskript. 
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die letzten 9 Monate (bei einer Laufzeit von 21 Monaten, die die IG Metall 
für das kommende Jahr ebenfalls von der lohnpolitischen Tarifführerschaft 
entlastet) ein deutliches Signal für Lohnverzicht setzte. 
Die Angst vor dem "AFG 116" scheint für di� Führung der �G ;:"1�_tall _ eine
immer größere Rolle zu spielen. Obwohl seit 1985 (z.B. beim Goppinger 
Forum") und im Vorfeld der na�hfolgenden Tarifaus�!n�ndersetzunge.nimmer wieder strategische und taktische Konzepte zur moghchen Neutral!­
sierung der Wirkungen der legalisierten "kalten �ussperrung" ausgearbei­
tet wurden, setzt sich offensichtlich immer mehr die Auffassung durch, daß 
die Risiken eines großen Arbeitskampfes für die Durchsetzungsmacht der 
IG Metall eher noch zugenommen haben und daß deshalb die Suche nach 
Kompromissen Vorrang hat. Ist die IG Metall erpreßbar geworden? 
- In allen Urabstimmungen, aber auch bei den Warnstreiks, zeichnete sich
ein enormer Druck von unten ab, vor allem bei den unteren Einkommens­
gruppen. Während früher haupt- und ehrena�tli_che Fu�ktio�ärinne� oft­
mals darüber klagten, daß sie ihre Mitglieder in die Aktion�n 
"hineintreiben" müssen, hatte es in diesem Jahr gele�entlich den Ansehe,�, 
als werde die Führung des Apparats "von unten" getrieben. Mehr noch, d_�e 
Basis übte massive Kritik an der Politik der Führung (�as besonders fur 
die Mehrheit gilt, die das Verh?nd!ung�erg�bnis ?er C?_TV-Führun_g ab­
lehnte und die damit die Orgamsat10n in eine Kr1�e sturzte). In �1esem 
Druck von unten artikulierte sich die Empörung eines großen Teils der 
"einfachen" Mitglieder über Reallohnsenkungen (durch Miet- �nd Preis­
steigerungen, Erhöhung staatlicher Abgaben ?nd Ste.�ern, �rhoh�ng der 
Beiträge zur Sozialversicherung), aber auch die Emporung uber eine �e­
gierungspolitik, die die Kosten der Einheit :·nach. unten" ab_wäl�t„und d!es
mit absolut unglaubwürdigen Appellen an die nattonale Sohdantat verbin­
det. 
Wesentlich schwieriger ist die Frage nach der politischen Qualität dieses 
Drucks, genauer: nach der politisch_en. Qualität dieser �asis-Führ?ngs-.�e­
ziehung, zu beantworten. Die p_opuhsllschen Aff�kte, die not�end,g ?�1_1e­
der Zuspitzung der Tarifauseinandersetzung bis zum Streik mob1hs1ert 
werden (von unten: "unsere Monika"; "un�er Fran.�" - von o?,en:"Jet�t geh�'s
nicht mehr um Prozente, sondern um die Ehre! - oder: Wer Wt�d s�t, 
wird Sturm ernten!"), sind natürlich äußerst labil. Deshalb fühlt steh dte 
Basis, die einen längeren Streik geführt hat, auch oftmals zum �chl_uß,
wenn das Ergebnis vorliegt, von der Führung verschaukelt, mampuhert 
oder - noch schlimmer - verraten. 
Dennoch steht der labile Populismus in der Bez!eh��g von �asi� un_d F��­
rung heute in einem anderen Kontext. Sch�n s�tt ein_1ger Zeit wird in ein1:
gen Gewerkschaften offen über eine �rgamsat10nsknse gesproch�n. Dabei 
geht es zum einen um den zurückbleibenden, oftmals sogar absinkenden 
Organisationsgrad bei Jugendlichen, Frauen und den sog. "neuen Gruppen 
der Arbeitnehmerinnen" (vor allem bei den Angestellten). Zum anderen 
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aber - und hier greift die Organisationskrise tiefer - geht die Tendenz zu 
einer Verbetrieblichung der Gewerkschaftspolitik mit einer - oftmals gera­
dezu dramatischen - Erosion des sog. mittleren Elements der gewerk­
schaftlichen Organisationsstruktur einher. Die Erosion des "mittleren" 
Elements steht letztlich für den Verlust, gewerkschaftliche Interessenver­
tretung kontinuierlich und stabil um einen möglichst breiten - und mora­
lisch-politisch hoch motivierten - Kern von ehren- und hauptamtlichen Ak­
tivistinnen auf den unteren und mittleren Ebenen der Organisation zu 
bauen. Verfällt dieses Element der Vermittlung, dann gewinnen die Bezie­
hungen von Basis und Führung eine neue politische Qualität, die sowohl 
durch eine passive Dienstleistungs- bzw. Versicherungsmentalität, aber 
auch durch den wachsenden Einfluß populistischer Stimmungen charakte­
risiert ist. 
Wenn die Lohnerhöhungen noch vor dem Ende der Laufzeit längst wieder 
"aufgefressen" sind, dann könnte sich für viele Mitglieder die Frage nach 
dem Sinn und Zweck des Gewerkschaftsbeitrages stellen. 
Die Militanz der Lohnkämpfe (das ist zugleich eine Erfahrung, die sich be­
sonders am Beispiel des Niedergangs der britischen und der US-amerika­
nischen Gewerkschaften in den 80er Jahren illustrieren läßt) ist also über­
haupt keine Garantie für die Stabilität und einen Machtzuwachs der ge­
werkschaftlichen Interessenvertretung. Die "Lohnmaschinen" geraten stets 
an ihre Grenzen, wo sich durch Wirtschaftskrisen und den Anstieg der 
Massenarbeitslosigkeit, durch die Internationalisierung der Kapitalinvesti­
tionen und der Produktion sowie durch Staatseingriffe in die Defensive ge­
drängt werden. Die politische Qualität von Lohnkämpfen stets in einem 
engen Zusammenhang mit der gesellschaftlichen und politischen Macht, 
die die Gewerkschaften zu entwickeln vermögen. Diese Macht hängt nicht 
allein von der Mitglieder- und Finanzstärke ab, sondern auch von der Fä­
higkeit, unterschiedliche Interessen von Lohnabhängigen in einem weiten 
Spektrum der Gestaltung der Arbeits- und Lebensbedingunge program­
matisch und politisch zu vertreten. 
Obwohl darauf aufmerksam gemacht werden muß, daß die Lohnkämpfe 
aufgrund ihrer Partikularität mit enormen Risiken behaftet sind, so drängt 
sich doch schon bei einer ersten Bilanzierung der besonderen Merkmale 
der Tarifrunde '92 der Sachverhalt auf, daß zusammen mit der "Lohnfrage" 
nachgerade "klassische" Themen der Verteilungspolitik und der damit ver­
bundenen Problematik der sozialen Ungleichheit (national und internatio­
nal) wieder in den Vordergrund der sozialen und politischen Auseinander­
setzungen getreten sind. Gerhard Bäcker vom WSI des DGB faßt diesen 
Wandel der Problemlagen - auch im Blick auf die Debatten der späten 
80er Jahre - wie folgt zusammen: "Noch im November 1990, auf dem Hat­
tinger Forum der Hans-Böckler-Stiftung 'Jenseits der Beschlußlage', auf 
dem das gleichnamige Gutachten vorgestellt wurde und zur Diskussion 
stand, galt es als unwidersprochen, daß in den 90er Jahren die neuen, eher 
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'postmateriellen' Themen die politische Tagesordn?ng der Ge�erk�chaften 
in der Bundesrepublik bestimmen werden ... Meme These 1st h1?�egen, 
daß im Prozeß sowohl der deutschen Vereinigung als _a�c� der polt�.'schen
und ökonomischen Umbrüche in den ehedem _soz1ahsttschen 1:,�ndern
Mittel- und Osteuropas nachholende und expand1eren?e M�derms1erung 
aufeinanderprallen und die 'klassischen' sozialen Konflikt� wieder an C?e­
wicht gewinnen werden. Das Wiederaufflammen der sozialen Frage �1rd 
zwar nicht dazu führen daß die 'neuen' Themen und Probleme verdrangt ' 

d d'fi . d "
1 

werden. Aber sie dürften überlagert un mo I mert wer en. . 
Die klassischen gewerkschaftlichen Schutzfunktionen haben angesichts der 
Erfahrung von Kaufkraft- und. Rea�lo�nverlusten! von alten und neuen
Strukturen der sozialen Ungle1chhe1t m und zwischen _Ost�. und ��st­
deutschland an Bedeutung gewonnen. Dennoch _wäre es �m hochst gefah�­
licher Trugschluß, von diesem Sachverhalt auf _ eme Renaissance der klassi­
schen Muster des sozialökonomischen Konfliktes oder gar des Kl�ssen­
kampfes zwischen Kapital und Arb�it �chließen zu wollen. Beschranken 
wir uns zunächst auf die eher vorsichtige Schlußfolgerung, da� gewerk­
schaftliche Interessenvertretung - auch in einem umfassen?en Smne - nur 
dann erfolgreich sein kann, wen� si� an d�r "Lohnf�ont" mcht versagt und 
die Loyalität ihrer "einfachen" M1tgheder mcht verspielt. 

Rahmenbedingungen der Verteilungsfrage heute 

Um die Borniertheit einer rein verteilungspolitischen Debatte in den Ge­
werkschaften zu überwinden, muß die Frage beantwortet werden, w�mm 
der Verteilungskonflikt im Jahres 1992 in den_ Mittelpunk!. der _ Ausem�n­
dersetzungen getreten ist. J?i_e Antwort a�f dies� Frage laßt s1c� n�r 1m
Zusammenhang der weltpohttschen Umbruche seit 1989 (und dann emg�­
schlossen: der Veränderung der politischen Landkarte �uropas d?rch die 
machtpolitische Aufwertung des "?euen J?eutschlan?" m der M1t_te Eu­
ropas) sowie der nationalen und 1_nternattonale� �1rtschaftsentw1cklung
und der darauf beruhenden strategischen Neuonent1erung des h�rrschen­
den neokonservativen Blocks erarbeiten. Diese neuen Konstellationen ha­
ben nicht allein die äußeren Handlungsbedingungen der Gewer�schaften 
verändert. Sie berühren unmittelbar die Arbeits- und Lebens_b�dmgungen
der Lohnabhängigen und das für die "alte BRD" �haraktenst1sche (u�d 
bislang außerordentlich stabil_e) Modell ?er Re�ulation d_er Klassenbez1�­
hungen, oder - im engeren Smne - der mdustnellen Bez1eh?ngen. Damit 
greifen sie unmittelbar in die Kernstruktur der gewerkschafthchen Interes­
senvertretung ein. 
Die Erinnerung an die geschichtlichen Erfahrunge� der Kämpfe in der 
Nachkriegszeit um Mitbestimmung (1951) und Betnebsverfassungsgesetz 

Gerhard Bäcker, Gespaltene G��erkschaften in einem gespaltenen Land, in: Blätter rür 
deutsche und internationale Politik, 5/1992, S. 605. 
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(1952) m�cht zum_ einen darauf aufmerksam, daß der Verlust historischen 
Be�ßts_em�, der 1m vergangenen Jahrzehnt - auch unter dem Einfluß der
gewiß wichtigen '.'Zukunftsd�?atte?" - um sich gegriffen hat, zugleich ein
Ausdruck -�trateg1scher Schwache 1st: Zum anderen wird im Vergleich zur
ersten Grundungsphase der Republik besonders deutlich daß die DGB­
G��erks�haften in der zweiten Gründungsphase - seit 1989 - eben nicht 
:rrager emes Neuordn�ngsprojektes � einschließlich eines Verfassungspro­
Jektes), son�ern eher die Verwalter emes defensiven Pragmatismus gewor­
den smd, d1� aufgrund eines fehlenden Alternativprogramms zur Politik 
und ldeol?�1e des herrschenden Blocks eher zu einer subalternen gesell­
schaftspolitischen Rolle verurteilt sind. 
�olitik _bewegt sic_h stets im_ Schnittpunkt verschiedener Realitäten, die sich
1hr�r�e1ts na�h eigenen, mcht-kongruenten Funktionslogiken entwickeln. 
Polillk �ls em Prozeß_ der "Blockbildung" vollbringt daher stets eine 
( �bst_rah1erende). Ve�m1ttlu�gs- . und Aggregationsleistung. Bezogen auf 
e1?� Je k_onkret h1stonsche Situation verdichtet sie diese verschiedenen Re­
alitaten n�sofern, als sie Handlungs- und Entscheidungsprioritäten setzt. In 
qemok�atisc?en Systemen ist sie zudem darauf angewiesen, daß in der 
Offenth�hke1t, vor allem aber bei Wahlen Mehrheiten im "Volk" für solche 
E?ts�he1dungen mobilisiert werden. Dabei spielen die Medien eine immer 
wichtigere Rolle. 
Diese Pr!oritf te�setzung ist sowohl international (hier sind die National­
staate� d1� wichtigsten �kt�ure) als auch national (hier sind die politischen 
Orgamsati?nen u�d die ?ichtst�atlic�en Verbände die wichtigsten Ak­
te�re) heftig u�kampft. Sie vollzieht sich stets in der Auseinandersetzung 
�1schen �erschiedenen Interessenblöcken, die in letzter Instanz die sozi­
al_okono.�1sche Grundverfassung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
- 1m politischen Raum - artikulieren. 
Krisen in der Funktionsweise politischer Systeme treten dann ein wenn die 
relat(v eigenständig wirkenden Logiken der Teilrealitäten sich s� weit ge­
genemander verselbständigen, daß sie auf der Ebene der politischen Pro­
blemwahr?ehmung und -verarbeitung nicht mehr gebündelt werden kön­
n_en und s1�� gegenseitig blockieren. Mit anderen Worten - während in Pe­
node_n P?htischer. Sta�ilität die zentripetalen Tendenzen dominieren, set­
zen sich m der Krise die zentrifugalen (auseinanderstrebenden) Tendenzen 
durch �nd erschweren die Aggregationsleistung politischen Handelns Sol­
che Widersprüche ers�heinen dann„auf der Ob��fläche als Handlu�gsin­
ko�pe�enz oder _al� Fuhr�_ngssschwache der politischen Institutionen, Or­
gamsat10nen sowie ihrer Fuhrungsgruppen und -persönlichkeiten. 
Zwei �id_erspr�:hsb�zi�hungen �isch_en asymmetrischen Funktionslogi­
�en, die die Politik - m ihrer herkommhchen Form - "überfordern" sollten 
1m folgenden etwas ausführlicher diskutiert werden. ' 
Weltmarkt u?d �ationalstaat. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden - un­
ter US-amenkamscher Hegemonie - Wachstum und Stabilität der kapi-
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talistischen Weltwirtschaft wesentlich durch die Komplementarität zwi­
schen den Normen einer liberalen Weltwirtschaft und dem System des na­
tionalen Keynesianismus gewährleistet. "Die Regierungen konnten die 
Forderungen ihrer einheimischen Wähler erfüllen und Vollbeschäftigung 
durch eine Politik der Nachfragestimulierung sowie durch Wohlfahrtspro­
gramme fördern, ohne daß dadurch ihre Bindung an eine stabile, überna­
tionale Wirtschaft geopfert werden mußte"2• Diese Beziehung ist seit den
70er Jahren - beginnend mit dem Verfall des Währungssystems von Bret­
ton-Woods, das die monetäre Hegemonie der USA über die regulierte 
Weltgeldfunktion des Dollar gestützt hatte, - zunehmend aufgebrochen. 
Der - nach den Weltwirtschaftskrisen 1974/76 und 1980/82 einsetzende -
neue Schub der Internationalisierung der kapitalistischen Weltwirtschaft 
konzentrierte sich mehr und mehr auf die entwickelten Zentren der 
"Triade" (Nordamerika, Westeuropa, Ostasien) und auf die Schlüsselsekto­
ren der Hochtechnologie (vor allem im Kommunikationssektor). Er wurde 
von einer Liberalisierung der Finanzmärkte begleitet, die ein Karussell von 
(nationalen und internationalen) Krediten, Zins- und Währungsspe­
kulationen auslöste und die Verschuldung nicht allein der Entwicklungs­
länder, sondern vor allem der USA vorantrieb. "Unternehmerische Akti­
vitäten verlagern sich - im Vergleich zu den 60er und 70er Jahren - von der 
Produktion von Waren und Dienstleistungen auf Finanzanlagen. Die 
'fordistischen' Unternehmenskonzepte sind ja höchst anfällig für Kapazi­
tätsauslastung und Kapitalkosten (Zinsen), die die 'Regulationsweise' un­
terminieren können, die auf korporativem Konsens zwischen Lohnarbeit 
und 'produktivem' Kapital beruht. Dieser aber wird aufgelöst, wenn die 
Kapitalkosten gegenüber den Arbeitskosten an Bedeutung erlangen. Durch 
steigende Zinsen wird folglich ein soziales Modell in Frage gestellt. Dabei 
verändert sich die 'Unternehmenskultur' "3•
Auf der anderen Seite bewirkt der "Sachzwang Weltmarkt" die Auflösung 
von sozialökonomischen Strukturen und politischen Regulationsformen, 
die die "fordistische" Periode des Kapitalismus ausgezeichnet halten. 
Weltmarktorientierte Modernisierung verlangt von der Politik, daß sie ein 
Umfeld schafft, in dem private Unternehmen sich frei entfalten können, 
um im globalen Wettbewerb dynamisch, fexibel und innovationsfähig zu 
sein. Angebotsorientierte Wirtschaftspolitik, unternehmerfreundliche Fis­
kal- und Sozialpolitik, Deregulierung und Flexibilisierung waren in den 
80er Jahren Bestandteile jener neokonservativen Politik, die den Druck der 
Globalisierung in die Innenpolitik mit dem Abbau des Sozialstaates, dem 
Angriff auf die Rechte von Gewerkschaften und Lohnabhängigen sowie 
mit der Akzeptanz neuer sozialer Spaltung und Segmentierungen über­
setzte. 

2 
Robert Gilpin, The Political Economy of International Relations, Princeton 1987, S. 335). 

3 
Elmar Altvater, Die Zukunft des Marktes, Münster 1991, S. 159. 
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Der zweite Widerspruchskomplex, in den die Renaissance der "sozialenFrage" eingebettet ist, speist sich aus der Spannung zwischen weltmarktori­entierter Modemisienmg und gesellschaftlicher Desintegration. Auf einer sehrabstrakten Ebene könnte die Krise der Politik darin verortet werden daßsich die Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft "enthierarchisiert': hat d�ß der Versuch der politisch-staatlichen Regulation, die Entwicklungslo�giken g�sellschaf�lic?er reilsysteme politisch "einzubinden", immer wenigere�fol.gr�1ch funktiom�rt. Vor dem Hintergrund der Globalisierung der ka­pitalistischen Weltwirtschaft läßt sich dieser Gedanke so konkretisieren:Im Ellenbogenkampf der Konzerne und Nationen um Marktanteile Di­rektinvestitionen und Produktivitätsvorteile treten nach innen' die"Schattens�iten" d!eses M??er?ierungsprozesse immer deutlicher zutage.Je mehr die staatliche Politik sich den Imperativen der Weltmarktkonkur­renz unterwirft, um so größer werden die Restriktionen denen diese Poli­tik im Hinblick �uf die Bearbeitung der ökonomischen, �ozialen und regio­nalen Fragmenllerungen und Spaltungen unterliegt. I? Deutschland �ird diese Problematik noch durch die tiefgreifende so­ziale Spaltung zwischen Ost- und Westdeutschland verschärft. Gerade hierzeigt sich s�it 1990, daß der naive Glaube an die __ Selbstheilungskräfte desMarktes, die durch den "Angebotsschock" der Offnung zum Weltmarktausgelöst werden sollte, soziale Katastrophen erzeugt. Diese sind nicht al­lein durch die Sozialpolitik, sondern nur durch eine aktive Struktur- Indu­stri�- und. Beschä�tigungspolitik. sowie durch eine Finanz- und Geldpolitikzu uberwmden, die darauf verzichtet, durch Steuersenkungen für die Un­ternehmen, Druck auf die Lohnkosten, Erhöhung der Massenverbrauchs­steue�n usw .. die K?sten der Einheit auf die Lohnabhängigen abzuwälzenund 1deolog1sch die Gewerkschaften (im Westen wie im Osten) zum"Sündenbo.c�" einer gesch�iterten Regierungspolitik ( die natürlich von sehrharten politischen und Wirtschaftlichen Machtinteressen diktiert war undist) zu stempeln.5 
Subordination oder Autonomie

Wir w�ren der Frage nachgegangen, warum die Verteilungsfrage aufge­wertet 1st und warum es für die Politik - sowohl für die staatliche als auchfür die GewerkschaftsI?�litik - offenbar immer schwieriger wird, entweder�ach dem Mus�er .traditioneller wirtschafts- und sozialpolitischer Interven­llonen (Keynes1amsmus plus Sozialstaat) bzw. nach dem Muster einer tra­ditionellen gewerkschaftlichen Interessenvertretung erfolgreich auf dieneuen Herausforderungen zu reagieren. 
4 

"'.gl . _da_zu Josef Esser:, Transnationa le Unternehmen und politische Regulierung. Die ka­t:�lt1sche Durchdrmgung der Welt, in: Perspektiven (Frankfurt), Nr. 13, Juli 1992, s.
5 Vgl. .. dazu u._a. Arbei!sgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Memorandum '92, Gegenden okonom,schen Niedergang - lndustriepolitik in Ostdeutschland, Köln 1992.
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Die Ursachen für diese Entwicklung liegen vor allem in den Strukturverän­
derungen, die die neue Stufe der Internationali�ierung des kapitalistischen 
Weltmarktes unter der Dominanz der transnationalen Konzerne und des 
Finanzkapitals auf den Handlungsspielraum des Nationalstaates bzw. auf 
die Imperative des nationalstaatlichen Handelns ausüben ("Sachzwang 
Weltmarkt"). Die staatliche Souveränität wird nicht allein au�gehö�lt, s.on­
dern mit Anforderungen - von innen und außen - konfrontiert, die mcht 
auf einen Nenner zu bringen sind und die die staatlichen Ste�erungsres­
sourcen - Recht und vor allem Geld - strukturell überfordern. Die Grenzen 
des Staatshandelns befördern aber zugleich die Prozesse gesellschaftlic?er 
Desintegration, die dabei umso freier den :Wirkung�n der _Profi!produktI?n 
und der Marktgesetze unterliegen. Zugleich formieren sich die ve.rsch1e­
denen gesellschaftlichen Akteure (Bauern, Fernfahrer, Automob1lclubs, 
Industrielobbys, Kommunen, Naturschutzverbände, Gewerkschaften 
u.v.a.m.), um ihre Ansprüche geltend zu machen.
Die Erosion eines einheitlichen politischen Gestaltungswillen in einer 
welthistorischen Umbruchskonstellation (seit 1989) schreitet so unaufhör­
lich voran. 
Alle Verteilungsfragen lassen sich letztlich in Geld ausdrü.cken. Überall 
fehlt Geld um Politik zu finanzieren und die Ansprüche sozialer Gruppen 
zu befriedigen. Nicht nur in Deutschland, �on�ern i� allen westl!chen Me­
tropolen hat im vergangenen Jahrzehnt die offentliche un� private �er­
schuldung beträchtlich zugenommen. �er Gegensatz von pnvate?1 �e1ch­
tum und öffentlicher Armut, von dem emst John Kenneth Gal?rat!h m de� 60er Jahren gesprochen hatte (um von hier aus die Notwend1gke1t �taath­
cher Umverteilungspolitik zugunsten von Reformprogrammen wie der 
"Great Society" zu begründen), verschärft sich in der Gegenw�rt u?�er den 
spezifischen Bedingungen der Modernisierung und Transnat1.onahs1erung. 
Privater Reichtum wird heute insbesondere von den transnationalen Kon­
zernen und Dienstleistungsunternehmen angeeignet (abgesehen davon, 
daß heute in allen Ländern, in denen die Zahl der Obdachlosen und Ar­
men zunimmt, zugleich die Zahl der Millionäre und Milliardär� wächst!). 
Er manifestiert sich in den Glitzerfassaden der Bank- und Versicherungs­
paläste in den metrop�litanen .Zentren �benso ::vie in d.en g�waltigen Kre­
ditmassen, die auf den mternationalen Fmanzmarkten zirkulieren. 
Auf der anderen Seite ist die zunehmende soziale Desintegration und 
Spaltung nicht allein Folge der �eokonservativen �olitik, die sozialstaatli­
che Leistungen abgebaut hat. Die Blockade staatlicher Steugerungs�apa­
zität wird auch dadurch verstärkt, daß nach dem Ende des Kalt_en Krieges
in allen kapitalistischen Metropolen die �ilitärbudgets nach -:v1�, vor s�hr 
hoch sind.0 Dazu aber kommt als wesentlicher Faktor, daß die Gemein-
6 Schon der Go lf-Krieg mußte - vor al lem aus US-amerikanischer Sicht - _als eine ��t(?n

begriffen werden, in der - nach dem Ende des Kallen Krieges - die Funktion des M1htai:5 
und der neuen flaxiblcn Waffensysteme unter Deweis gestellt werden mußte. Derzeit 
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kosten" immer stärker steigen, die über den Staat von der Gesellschaft auf­
gebracht werden müssen, um die Kosten bzw. Risiken jener Transnationa­
lisierungsprozesse aufzufangen, die von den privaten Profiteuren dieser 
Prozesse, den transnationalen Konzernen, nicht getragen werden. Dazu 
gehören z.B. die "Kohäsionskosten", die von der Bundesregierung in der 
EG als Preis für die Vorteile erbracht werden müssen, die die deutschen 
Konzerne aus dem Binnenmarkt '92 ziehen werden. In gewisser Weise ge­
hören dazu auch die "Gemeinkosten" des Anschlusses der ehemaligen 
DDR; denn ihr Zweck besteht ja darin, eine Infrastruktur für die private 
Kapitalakkumulation und Profitproduktion zu schaffen und die sozialen 
Kosten des "Crash Kurses" über staatliche Fonds abzufedern. 
Schließlich resultieren die Restriktionen politischer Gestaltungsfähigkeit 
auch aus den stetig steigenden Kosten, die durch das Zivilisationsmodell 
der westlichen Industriegesellschaften auf der globalen wie der nationalen 
und lokalen Ebene verursacht werden. Die UNO-Umweltkonferenz von 
Rio (Juni 92) hat auf geradezu dramatische Weise verdeutlicht, daß zwi­
schen der Verelendung und ökologischen Zerstörung weiter Teile der 
"Dritten Welt" und dem Ressourcenverbrauch sowie den Schadstoffemis­
sionen im Norden ein unmittelbarer Zusammenhang besteht7, und: daß -
neben dem Schuldenerlaß - gewaltige Kredittransfers von Nord nach Süd 
notwendig sind, um dieser globalen Bedrohung zu begegnen. Der Münch­
ner G-7-Gipfel vom Juli '92 hat freilich ebenso brutal klargestellt, daß die 
reichsten kapitalistischen Staaten - allen voran die USA - dazu nicht bereit 
sind. 
Die Kosten und Risiken der industriellen Zivilisation stellen allerdings 
auch die nationalen, regionalen und lokalen Körperschaften vor immer 
schwieriger lösbare Probleme. Verkehr, Abfallbeseitigung, Reinhaltung 
(bzw. Entsorgung) von Wasser, Luft und Böden, Energieversorgung u.a.m. 
erzeugen eine Kostenspirale, die bei ebenfalls zunehmenden Sozial-, Ge­
sundheits- und Bildungskosten letztlich strukturelle Handlungsunfähigkeit 
vorprogrammieren. Das Dilemma der Politik besteht dann darin, daß un­
ter dem Primat der weltmarktorientierten Modernisierung - also der 
Konzerninteressen und der Marktliberalisierung - zugleich Handlungsprio­
ritäten gesetzt werden, die die Zivilisationsrisiken sowie soziale Desinte­
gration und deren Kosten erhöhen. Dabei wird in der Regel von relativ 
günstigen Wachstumsbedingungen der Weltwirtschaft in den 90er Jahren 
ausgegangen. Jede Abschwächung der Konjunktur oder gar eine erneute 
Rezession der Weltwirtschaft müßte dieses Dilemma noch zuspitzen. 

7 

en�ick�lt sich in der f:olge des Krieges. im ehemaligen Jugoslawien eine Konste llation, 
bet der insbesondere die EG-Staaten (die - wenn auch aus unterschiedlichen Motiven . 
die PersJ?ektive einer EG-Mi litärmacht im Rahmen der WEU verfolgen) die Funktion 
ihrer militärischen Apparate neu definieren. 
Vgl. dazu u.a. Elmar Altvater, Universalismus, Unipolarität, Polarisierung. Wi­
dersprüchliche Strukturprinzipien einer "neuen Weltordnung", in: Prokla, 84 (1991), S. 
342 ff., bes. S. 354 ff. 

r 

Deppe: Gewerkschaften '92 
31 

Diese Skizze von Problemfeldern ist keineswegs vollständig.8 Jedoch s�llte
diese Problemskizze erkennen lassen: Der geläuterte gewerkschaftliche 
Pragmatismus, der unter Hinweis auf die Objektivität der "knappe� _Kas­
sen" und des "Sachzwanges Weltmarkt" für tari�- und gesellsc�aftspol��t�che 
Vernunft (und das heißt: sozialpartnerschafthche �oo�e�at10_n) plad1ert, 
wird solchen Anforderungen ebenso wenig gerecht wie die 1ll��1onare �or­
stellung, als ob nunmehr über die Lohnkämpfe eine Reaktivierung eines 
gewerkschaftlichen Radikalismus oder gar �es �assenkampfes bevorstehe. 
Auch jene Positionen, die - als Ersat� fu� _die verloren . ge�?ngen� so­
zialistische Perspektive - nunmehr auf ein� z1vtlgesellsc_ha�th�h-okolog1sche 
Ausgestaltung des Binne�raumes entwickelter _ kap1tahst1�cher Gesell­
schaften blicken, müssen sich fragen lassen, ob dieser neue, sanfte Re�or­
mismus" den Realitäten überhaupt gerecht werden kann und ob er nicht 
mit seiner Fixierung auf angeblich postmaterielle Bedürfnisse der "neue� 
Arbeitnehmergruppen" zugleich einer A?koppel�ng . de� gewerksch_afth­
chen Politik von den Interessen der sog. "einfachen Mitglieder zuarbeitet. 
Radikalität bei der Problemwahrnehmung und be_im Nachdenken _ü�er 
Handlungsalternativen findet sich heute eher bei W1sse�schaftle�n, die 1m 
Blick auf die globalen Entwicklungstendenzen schon seit den _ fruhen 70er 
Jahren vor den Gefahren und Risiken jener Ze�störun_gspot,ent_1al_e gewar�t 
haben die durch die Wachstumsdynamik der industnekap1tahsllschen Zi­
vilisation freigesetzt werden. In seinem neuesten Bericht sprich� der Club 
of Rome daher von der Notwendigkeit einer "globalen Revolullon". Nach 
dem Ende des Ost-West-Gegensatzes beschleunigt sich die Entwicklung zu 
einem antagonistisch verfaßten "Zwei-Welten-System". 
Bei der Diskussion der Lösungsstrategien erteilt der Club of _ Ro�e der 
Marktwirtschaft und dem einzelwirtschaftlichen Profüstreben eine eindeu­
tige Absage: "Das System der marktwirtschaftli�h orientierte� Länder be­
ruht auf dem Prinzip des Wettbewerbs und fordert den E:�gennutz und 
letztlich die Habgier. Gäbe es keinerlei Beschränkungen, wurde das _bru­
tale Wirken der Marktkräfte zu Ausbeutung, Vernachlässigung sozialer 
Aufgaben Zerstörung der Umwelt und Verschwendung von Ressourcen 
führen, di� lebenswichtig für die Zukunft sind "9.

Wo liegen heute die Bezugspunkte für ein�n Diskurs, der für �ie Gewerk­
schaften von strategischer Rel�van� ist? �ine.�rst� Antwort �urde laut�n,
daß die Tarifbewegung '92 wie die Tanfpohllk 1m allgeme�nen l�tzthch 
nicht "aus sich selbst", sondern nur im Zusammenhang von llefgre1fenden 
sozialökonomischen und politischen Veränderungen bewertet werden 

8 Eine systematische Behandlung dieser "Krise der !'olilik� müßte natür_li�h auch ausfü�hli: eher auf die Verselbständigung der Funkt1onslog1ken Produktion vo� Reich 
!um/Kapitalakkumulation auf der einen und globale Natur- und Umwellzerslorung auf
der anderen Seite eingehen. 

9 Alexander Kine:/Berlrand Schneider, Die globale Revolution. Ein Bericht des Club of 
Rome, Spiegel-�eport, Hamburg 1991, S. 110. 
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kann. Diese Erkenntnis ist trivial; sie gewinnt ihre konkrete Aussagekraft 
erst vor dem Hintergrund jenes Wandels, in den die Strategien und Ziele 
der Akteure eingebettet sind. Ingrid Kurz-Scherf z.B. sieht es als "eine 
Überlebensfrage der Gewerkschaften als gesamtgesellschaftlicher Interes­
senvertretung der arbeitenden Menschen" an, "ob es ihnen gelingt, die alte 
soziale Frage des Anspruchs der Arbeitnehmerschaft auf die Früchte ihrer 
Arbeit zu vermitteln mit den neuen sozialen Fragen eines solidarischen 
Interessenausgleichs innerhalb der Klasse der arbeitenden oder zumindest 
arbeitswilligen und -bedürftigen Menschen". Eine Voraussetzung, dieses 
Ziel zu erreichen, wäre derzeit ein "Pakt der sozialen Vernunft, in dem sich 
Gewerkschaften, Politik und Wirtschaft verständigen über den jeweiligen 
Beitrag zur Lösung der anstehenden Fragen (insbesondere bezüglich der 
neuen Bundesländer), statt sich weiter gegenseitig den Schwarzen Peter 
zuzuschieben" 10.

"Vernunft" kann die Suche nach Kompromissen bedeuten, die soziale und 
politische Konfliktpotentiale entschärfen, die dann, wenn sie sich - z.B. in 
Streiks entladen - übermäßige Kosten für die Beteiligten verursachen und 
dazu noch die Fronten in der verteilungspolitischen Auseinandersetzung 
verhärten. Dennoch darf dabei nun einmal nicht von der Objektivität der 
Interessen, die die beteiligten Akteure leiten, abstrahiert werden. Es ist 
eben nicht allein eine Frage des guten Willens, ob die gegensätzlichen In­
teressen (hier Profite, dort Löhne und soziale Sicherungen; hier weit­
marktorientierte Modernisierung, dort soziale Spaltung und Deklassie­
rung) auf eine gemeinschaftliche Linie der Vernunft gebracht werden kön­
nen. Es gibt herrschende und abhängige Interessen; es gibt dominante und 
subalterne Logiken gesellschaftlicher Entwicklung. Darauf beruht nicht 
allein die soziale Grundverfassung der Gesellschaft, sondern auch das je­
weilige System der Macht- und Gegenmachtbeziehungen. Mit anderen 
Worten: die "Subalternen" (so nannte Gramsci die unteren gesellschaftli­
chen Klassen) müssen Macht entwickeln und organisieren, um die 
"herrschenden Gruppen" in einer bestimmten historischen Situation zeit­
weilig zur Vernunft zu zwingen. Diese - zugegeben nicht besonders origi­
nelle - Erkenntnis resultiert nicht allein aus geschichtlicher Erfahrung; sie 
drängt sich in der gegenwärtigen Situation, in der allenthalben der welthi­
storische Sieg des Kapitalismus über den Sozialismus gefeiert wird, gera­
dezu auf. Gewerkschaften, die im Pakt der Vernunft eine subalterne Rolle 
spielen (und dabei darauf verzichten, z.B. die Interessen ihrer Mitglieder 
gegen Reallohnsenkungen und den Abbau sozialer Rechte im Kampf zu 
vertreten), haben nur zu oft ihr Mandat als "gesamtgesellschaftliche Inter­
essenvertretung der arbeitenden Menschen" verspielt.11

lO Ingrid Kurz-Scherf, Was gärt da in der breiten Mitgliedschaft der Gewerkschaften?
a.a.O. 

11 In diesem Zusammenhang wäre auch ein offener Diskurs über die Frage zu führen, wie
sich dieser Prozeß der Entmachtung als Teil der Krise der Gewerkschaften in anderen
europäischen Staaten seit den späten 70er Jahren vollzogen hat. Gerade am Beispiel des 
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Die vorangehenden Überlegungen zu einem schwierigen Thema könnten 
auf zwei Gedanken zugespitzt werden: 
_ Es ist schon ein gewaltiger Unterschie?, ob die Ver�nderun�en unserer 
Zeit als ein Modernisierungsprozeß begnffen werden, m dem die Gewerk­
schaften keine andere Wahl ha�en, als sich den obwalte�den 
"Sachzwängen" zu unterwerfen und mnerhalb der beste

_
he�?en E1ge�­

stums- und Herrschaftsverhältnisse nach Gestaltungssp1elrau�en (d!e 
vielleicht das eigene Überleben sichern) zu 

_
suchen - od�r, ob die Politik 

der gewerkschaftlichen Interessenvert!etung �m Kontext emes gesellschaft-
lichen und politischen Umbruchs bestimmt wird. . 
Der erste Weg führt zur Subordinati�n de� Gewerks

_
chaften, zum

_ 
�erzieht 

auf Autonomie. Er weist ihnen letztlich die Rolle emes Moderms1�rungs­
o fers zu. Der zweite Weg ist keineswegs einfach und klar zu best1mn:ien; 
aber er beginnt dort, wo die Gewerkschaften als gesamtgesellschaftlic?e 
Interessenvertretung der arbeitenden Menschen 

_
d�r herrschenden Logik, 

die von der weltmarktorientier_ten M_odern�s1erung und der ge­
sellschaftlichen Desintegration b�shmmt wird, W1

_
derstand entgegensetzen 

_ von der Verteidigung der unmittelbaren, matenelle_n Interessen der a�­
hängig Beschäftigten bis hin zur Verteidigu�g des so�ialen und de�o½ratt­
schen Besitzstandes, den die gewerkschaftli�he Arbe1�erbewegung. m ihrer 
Geschichte sich erkämpft hat. Dieser Weg 1st �?er nicht durch �1e blo�e 
Reaktivierung geschichtlicher Erfahrungen zu offen;, de�n. es zeichne� Ja 
die Spezifik der heutigen Widerspruchskomplexe kap1ta)1sttscher Ent�1ck­
lung aus, daß sie nicht nach dem Muster einer Polarisierung der �lo�ke 
von antagonistischen Klasseninteresse

_
n verla�fen, . sondern daß sie sich 

nach Interessenkonflikten ausdifferenzieren, die gle1chsan:i quer zu. den a_l­
ten "Klassenfronten" verlaufen bzw. diese überlagern. Hier also l�egt die 
große und schwierige Aufga?e der "Blo

_
ckbildung", der A�regatton -�o.n 

Interessen, die gewerkschaftliche Strategie und Programmatik zu bewalh-
gen hat. 

. _ Bei der Analyse der Umfeldbedingungen gewerkschaftlichen �an
_
delns 

wurden besonders die "Krise der Politik", die strukturellen �estr�k�10nen 
staatlichen Handelns im Kontext der neuen Stufe der Interna�10nalis1�rung 
der kapitalistischen Produktionsverhältnisse, �eh�ndelt. Die dabei er­
wähnte Ohnmacht der politischen Akteure, die sich der Allgewalt von 

linken Flügels der italienischen Gewerkschaften, der CGIL und d�r Sctr:fte� ihr
�brip

r=
sitzenden Druno Trentin ließe sich der Machtverlust auch als eine o ge ':.s 

pclns str;tcsischer Disku.:Se (verbunden mit einer P?lit!k der Vernunf! gegen�
ber St��t 

und Ka ital) von den Interessen der "einfachen" Mitglieder nachvollz_1ehen. � �s c_ 1c 
gewordfn isl, den englischen Dergarbeiterführer Arthur Scarg1II_ als die Peg

ot
f1kat10�

eines gescheiterten Arbeiterradikalismus �u ve_rdam�1en, s�llte cm ?�fener •. is d 
urs au�

die These aushalten, daß die Personifakt1on eines h�ken Modern1s1_erers 
K 

1�. e
[t 

eu
Jeräischen Gewerkschaftsbewegung, Druno Trentm!. ebe�falls„ 1m a me_ 

pBankrotteure" einen Ehrenplatz eingenommen hat _(ube� d1� Tranen d
h
es Achwe 0�­

chetto und den von der CSU verliehenen Gamsbart fur M1cha1I Gorbatsc ow wo en wir 
erst gar nicht reden!). 
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"Sachzwängen" ausgesetzt sehen, darf dabei allerdings nicht als ein Natur­
gesetz mißverstanden werden. Richtig ist, daß die Unterwerfung unter die
Imperative der weltmarktorientierten Modernisierung die Krise der politi­
schen Regulation sowie die soziale Desintegration als quasi-naturgesetzlich
erscheinen läßt. Das ist exakt das Dilemma der neokonservativen Politik,
die immer größere Schwierigkeiten bekommt, die kontraproduktiven Wir­
kungen der Modernisierungs- und Deregulierungspolitik im Sinne der Si­
cherung ihrer Mehrheitsverhältnisse zu bewältigen. Die Antwort auf diese
Krise des herrschenden Blocks müßte lauten, daß eine neue, eine andere
Politik notwendig und möglich ist, die überzeugend zu vermitteln vermag,
daß es alternative Wege der ökonomischen und ökologischen Gestaltung
gibt, daß eine Veränderung gesellschaftlicher Herrschaftsverhältnisse
möglich ist, die der Dominanz der transnationalen Konzerne unterliegen,
daß eine reformorientierte Gestaltung gesellschaftlicher Verhältnisse sich
keineswegs auf jene Binnenräume zu beschränken braucht, die das Mana­
gement der transnationalen Konzerne zuläßt.
Schon der programmatische Entwurf einer beschäftigungspolitischen Neu­
bewertung der Dienstleistungsgesellschaft, in der qualitativ hochwertige
Dienstleistungstätigkeiten an die Stelle der "bad jobs" und der "unge­
schützten Beschäftigungsverhältnisse" treten und zugleich gravierende De­
fizite des gesellschaftlichen Bedarfs (im Gesundheits- und Bildungssektor
sowie im Bereich des Umwelt- und Naturschutzes) ausgleichen, könnte in
diesem Sinne als ein Ansatz des Ausbruchs aus dem stählernen Gehäuse
der Sachzwänge und der vermeintlichen Alternativlosigkeit wirken. Da die
Arbeitsverhältnisse nach wie vor auch für die Reproduktionsbedingungen
der Gattung die entscheidenden Verhältnisse sind, wäre es vor allem Auf­
gabe der Gewerkschaften, auf diesem Felde als Träger einer alternativen
gesellschaftlichen und politischen Entwicklungsperspektive zu agieren.12 

Ich wage natürlich nicht zu behaupten, daß damit die Lohnkämpfe oder
die Auseinandersetzung um das soziale Elend im Osten Deutschlands
einfacher durchzustehen sind. Ich wage jedoch zu behaupten, daß die Kraft
dieser Kämpfe zunehmen wird, wenn deren Subjekte von der Notwendig­
keit einer solchen Alternative überzeugt werden.

12 
Vgl. dazu als Ansatz: Forum Gewerkschaften, Angst vor dem Individuum? Hamburg 
1992. 
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Die Gewerkschaften in der Krise? Krise der Gewerksc�aften? Die

Krise und die Gewerkschaften? Die Antworten auf diese Fra
_
g�n

fallen unterschiedlich aus. Beobachter unterschiedlicher Positio­

nen sind sich darüber einig, daß vor allem in der letzten Dekade

eine deutliche Veränderung von Stellung und Stelle�wert �er

Gewerkschaften in den westlichen Ländern zu verze1clmen
_ 
1st.

Nachhaltige politische Wandlw1gen, vielfach in -�ichtung
_ 
emes

politischen Konservatismus und Liberalismus, verande�te Emst�l­

lungen in der jüngeren Generation, insbesonder
_
e gegenub

_
er sozia­

len Organisationen, sowie innergewerkschafthche Ausemander­

setzungen haben die sozialökonomische Stellung un� den

Stellenwert der Gewerkschaften in vielen Punkten �erandert,

wenngleich ihre grundlegende Rolle als zentrale Arbeit�ehmer­

organisation geblieben ist. Es sc�1eint i�er aktuell, zugleic� a�e�
über den Tag hinausweisend, emmal die Frage zu stellen, mwie 

weit Theorien der Gewerkschaften über sich selbst, aber auch

Theorien anderer über die Gewerkschaften die Gewerkschafts­

politik geprägt haben und prägen werden. �ie Frage nach �acht

nd Ohnmacht solcher Gewerkschaftstheonen war daher, m ver­

�chiedenen Facetten, Gegenstand der 18. Internationalen Tagung

der Sozialakademie Dortmund. 
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